
Quellensammlung

Art. 19

Der Staat sorgt dafür, daß der obligatorische Unterricht in den Elemen-
tarfächern in genügendem Ausmaß in öffentlichen Schulen unentgeltlich
erteilt wird.
Der Religionsunterricht wird durch die kirchlichen Organe erteilt.
Niemand darf die unter seiner Aufsicht stehende Jugend ohne den für die
öffentlichen Elementarschulen vorgeschriebenen Grad von Unterricht
lassen.
Der Besuch der Fortbildungsschule kann obligatorisch erklärt werden.
Der Staat übt die ihm zustehende oberste Leistung des Erziehungs- und
Unterrichtswesens durch den Landesschulrat aus, dessen Einrichtung
und Aufgaben durch das Gesetz bestimmt werden.
Der Privatunterricht ist zulässig, soferne er den gesetzlichen Bestimmun-
gen über die Schulzeit, die Lehrziele und die Einrichtungen in den öffent-
lichen Schulen entspricht.
Der Staat schützt das Recht auf Arbeit und die Arbeitskraft, insbesondere
jene der in Gewerbe und Industrie beschäftigten Frauen und jugendlichen
Personen.
Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage sind unbeschadet
gesetzlicher Regelung der Sonn- und Feiertagstuhe öffentliche Ruhetage.

IV. Hauptstück. Von den allgemeinen Rechten und Pflichten der Landesange-
hörigen
Art. 29 Die staatsbürgerlichen Rechte stehen jedem Landesangehörigen nach den

Bestimmungen dieser Verfassung zu.
Art. 31 Alle Landesangehörigen sind vor dem Gesetze gleich. Die öffentlichen

Ämter sind ihnen unter Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen gleich
zugänglich.
Die Rechte der Ausländer werden zunächst durch die Staatsverträge und
in Ertmangelung solcher durch das Gegenrecht bestimmt.
Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist jedermann gewährleistet.
Die römisch-katholische Kirche ist die Landeskirche und genießt als solche
den vollen Schutz des Staates; anderen Konfessionen ist die Betätigung
Ihres Bekenntnisses und die Abhaltung ihres Gottesdienstes innerhalb
der Schranken der Sittlichkeit und der öffentlichen Ordnung gewähr-
leistet.
Das Eigentum und alle andern Vermögensrechte der Religionsgesell-
schaften und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und
Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen
Vermögenheiten sind gewährleistet, Die Verwaltung des Kirchengutes
in den Kirchgemeinden wird durch ein besonderes Gesetz geregelt; vor
dessen Erlassung ist das Einvernehmen mit der kirchlichen Behörde zu
pflegen.
Der Genuß der staatsbürgerlichen und politischen Rechte ist vom Reli-
gionsbekenntnisse unabhängig; den staatsbürgerlichen Pflichten darf
durch dieselben kein Abbruch geschehen.
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